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Hannover, 24. Januar 2019 

 

Änderungen des JGG nach dem Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 

Verfahrensrechte von Beschuldigten im Jugendstrafverfahren 

(Quelle: https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_Verfahrensrechte_Jugendstraf-

verfahren.pdf;jsessionid=82D2A986CC41FD88FF6EF8988D23B797.2_cid324?__blob=publicationFile&v=1)  

§ 1 JGG Persönlicher und sachlicher Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt, wenn ein Jugendlicher oder ein Heranwachsender eine Verfehlung begeht, die nach den allge-

meinen Vorschriften mit Strafe bedroht ist. 

(2) Jugendlicher ist, wer zur Zeit der Tat vierzehn, aber noch nicht achtzehn, Heranwachsender, wer zur Zeit der Tat 

achtzehn, aber noch nicht einundzwanzig Jahre alt ist. 

(3) Ist zweifelhaft, ob der Beschuldigte zur Zeit der Tat das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, sind die für Jugend-

liche geltenden Verfahrensvorschriften anzuwenden. 

§ 38 JGG Jugendgerichtshilfe 

(1) Die Jugendgerichtshilfe wird von den Jugendämtern im Zusammenwirken mit den Vereinigungen für Jugendhilfe 

ausgeübt. 

(2) Die Vertreter der Jugendgerichtshilfe bringen die erzieherischen, sozialen und fürsorgerischen Gesichtspunkte im 

Verfahren vor den Jugendgerichten zur Geltung. Sie unterstützen zu diesem Zweck die beteiligten Behörden durch 

Erforschung der Persönlichkeit, der Entwicklung und des familiären, sozialen und wirtschaftlichen Hintergrundes der 

Umwelt des Beschuldigten Jugendlichen  und äußern sich zu einer möglichen besonderen Schutzbedürftigkeit sowie 

zu den Maßnahmen, die zu ergreifen sind. 

(3) Sobald es im Verfahren von Bedeutung ist, soll das Ergebnis der Nachforschungen nach Absatz 2 so zeitnah wie 

möglich vorliegen, jedenfalls so rechtzeitig, dass es vor einer Entscheidung zur Erhebung der Anklage berücksichtigt 

werden kann. In Haftsachen berichten die Vertreter der Jugendgerichtshilfe sie beschleunigt über das Ergebnis ihrer 

Nachforschungen. Bei einer wesentlichen Änderung der nach Absatz 2 bedeutsamen Umstände führen sie nötigenfalls 

ergänzende Nachforschungen durch und berichten der Jugendstaatsanwaltschaft und nach Erhebung der Anklage auch 

dem Jugendgericht darüber.  

(4) Ein Vertreter der Jugendgerichtshilfe nimmt an der In die Hauptverhandlung teil, soweit darauf nicht nach Absatz 7 

verzichtet wird. Entsandt werden soll der Vertreter die Person der Jugendgerichtshilfe entsandt werden, der die die Nach-

forschungen angestellt hat. Erscheint trotz rechtzeitiger Mitteilung nach § 50 Absatz 3 Satz 1 kein Vertreter der Jugend-

gerichtshilfe in der Hauptverhandlung und liegt kein Verzicht nach Absatz 7 vor, so wird dem Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe auferlegt, die dadurch verursachten Kosten zu ersetzen; § 51 Absatz 2 der Strafprozessordnung gilt entspre-

chend.  

Deutsche Vereinigung für Jugendgerichte 
und Jugendgerichtshilfen e.V. 
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(5) Soweit nicht ein Bewährungshelfer dazu berufen ist, wachen sie wacht die Jugendgerichtshilfe darüber, dass der 

Jugendliche Weisungen und Auflagen nachkommt. Erhebliche Zuwiderhandlungen teilen teilt sie dem Richter Jugend-

gericht mit. Im Fall der Unterstellung nach § 10 Abs. Absatz 1 Satz 3 Nr. Nummer 5 üben übt sie die Betreuung und 

Aufsicht aus, wenn der Richter das Jugendgericht nicht eine andere Person damit betraut. Während der Bewährungszeit 

arbeiten arbeitet sie eng mit dem Bewährungshelfer zusammen. Während des Vollzugs bleiben bleibt sie mit dem 

Jugendlichen in Verbindung und nehmen nimmt sich seiner Wiedereingliederung in die Gemeinschaft an. 

(36) Im gesamten Verfahren gegen einen Jugendlichen ist die Jugendgerichtshilfe heranzuziehen. Dies soll so früh 

wie möglich geschehen. Vor der Erteilung von Weisungen (§ 10) sind die Vertreter der Jugendgerichtshilfe stets zu 

hören; kommt eine Betreuungsweisung in Betracht, sollen sie sich auch dazu äußern, wer als Betreuungshelfer bestellt 

werden soll. 

(7) Das Jugendgericht und im Vorverfahren die Jugendstaatsanwaltschaft können auf die Erfüllung der Anforderungen 

der Absätze 3 und 4 Satz 1 verzichten, wenn dies auf Grund der Umstände des Falles gerechtfertigt und mit dem Wohl 

des Jugendlichen vereinbar ist. Dies kommt insbesondere in Betracht, wenn zu erwarten ist, dass das Verfahren ohne 

Erhebung der öffentlichen Klage abgeschlossen wird. Der Verzicht auf die Anwesenheit eines Vertreters der Jugend-

gerichtshilfe in der Hauptverhandlung kann sich auch auf Teile der Hauptverhandlung beschränken. In diesem Fall 

kann er auch während der Hauptverhandlung erklärt werden. 

§ 43 JGG Umfang der Ermittlungen 

(1) Nach Einleitung des Verfahrens sollen so bald wie möglich die Lebens- und Familienverhältnisse, der Werdegang, 

das bisherige Verhalten des Beschuldigten und alle übrigen Umstände ermittelt werden, die zur Beurteilung seiner 

seelischen, geistigen und charakterlichen Eigenart dienen können. Der Erziehungsberechtigte und der gesetzliche Ver-

treter, die Schule und der Ausbildende sollen, soweit möglich, gehört werden. Die Anhörung der Schule oder des 

Ausbildenden unterbleibt, wenn der Jugendliche davon unerwünschte Nachteile, namentlich den Verlust seines Aus-

bildungs- oder Arbeitsplatzes, zu besorgen hätte. § 38 Abs. 3 ist Absatz 6 und § 70 Absatz 2 sind zu beachten. 

(2) Soweit erforderlich, ist eine Untersuchung des Beschuldigten, namentlich zur Feststellung seines Entwicklungs-

standes oder anderer für das Verfahren wesentlicher Eigenschaften, herbeizuführen. Nach Möglichkeit soll ein zur 

Untersuchung von Jugendlichen befähigter Sachverständiger mit der Durchführung der Anordnung beauftragt werden. 

§ 44 JGG Vernehmung des Beschuldigten bei zu erwartender Jugendstrafe 

Ist Jugendstrafe zu erwarten, so soll der Staatsanwalt oder der Vorsitzende des Jugendgerichts den Beschuldigten 

vernehmen, ehe die Anklage erhoben wird 

§ 46a JGG [neu] Anklage vor Vorliegen des Berichts der Jugendgerichtshilfe 

Abgesehen von Fällen des § 38 Absatz 7 darf die Anklage nur dann ohne das Vorliegen des Berichts der Jugendgerichts-

hilfe nach § 38 Absatz 3 erhoben werden, wenn dies dem Wohl des Jugendlichen dient und zu erwarten ist, dass das 

Ergebnis der Nachforschungen spätestens zu Beginn der Hauptverhandlung vorliegen wird. Nach Erhebung der Anklage 

ist der Jugendstaatsanwaltschaft und dem Jugendgericht zu berichten. 
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§ 50 JGG Anwesenheit in der Hauptverhandlung 

(1) Die Hauptverhandlung kann nur dann ohne den Angeklagten stattfinden, wenn dies im allgemeinen Verfahren 

zulässig wäre, besondere Gründe dafür vorliegen und der Staatsanwalt die Jugendstaatsanwaltschaft zustimmt. 

(2) Der Vorsitzende soll auch die Ladung des der Erziehungsberechtigten und des der gesetzlichen Vertreters anord-

nen. Die Vorschriften über die Ladung, die Folgen des Ausbleibens und die Entschädigung von Zeugen gelten ent-

sprechend. 

(3) Dem Vertreter dDer Jugendgerichtshilfe, nach Möglichkeit der in § 38 Absatz 4 Satz 2 genannten  Person, sind Ort 

und Zeit der Hauptverhandlung mitzuteilen. Der Vertreter der Jugendgerichtshilfe Er erhält auf Verlangen das Wort. Ist 

kein Vertreter der Jugendgerichtshilfe anwesend, kann ein schriftlicher Bericht der Jugendgerichtshilfe in der Hauptver-

handlung verlesen werden.  

(4) Nimmt ein bestellter Bewährungshelfer an der Hauptverhandlung teil, so soll er zu der Entwicklung des Jugendlichen 

in der Bewährungszeit gehört werden. Satz 1 gilt für einen bestellten Betreuungshelfer und den Leiter eines sozialen 

Trainingskurses, an dem der Jugendliche teilnimmt, entsprechend. 

§ 51 JGG Zeitweilige Ausschließung von Beteiligten 

(1) Der Vorsitzende soll den Angeklagten für die Dauer solcher Erörterungen von der Verhandlung ausschließen, aus 

denen Nachteile für die Erziehung entstehen können. Er hat ihn von dem, was in seiner Abwesenheit verhandelt wor-

den ist, zu unterrichten, soweit es für seine Verteidigung erforderlich ist. 

(2) Der Vorsitzende kann auch Erziehungsberechtigte und gesetzliche Vertreter des Angeklagten von der Verhandlung 

ausschließen, soweit 

1. erhebliche erzieherische Nachteile drohen, weil zu befürchten ist, dass durch die Erörterung der persönlichen 

Verhältnisse des Angeklagten in ihrer Gegenwart eine erforderliche künftige Zusammenarbeit zwischen den ge-

nannten Personen und der Jugendgerichtshilfe bei der Umsetzung zu erwartender jugendgerichtlicher Sanktionen 

in erheblichem Maße erschwert wird, 

2. sie verdächtig sind, an der Verfehlung des Angeklagten beteiligt zu sein, oder soweit sie wegen einer Beteiligung 

verurteilt sind, 

3. eine Gefährdung des Lebens, des Leibes oder der Freiheit des Angeklagten, eines Zeugen oder einer anderen 

Person oder eine sonstige erhebliche Beeinträchtigung des Wohls des Angeklagten zu besorgen ist, 

4. zu befürchten ist, dass durch ihre Anwesenheit die Ermittlung der Wahrheit beeinträchtigt wird, oder 

5. Umstände aus dem persönlichen Lebensbereich eines Verfahrensbeteiligten, Zeugen oder durch eine rechtswidrige 

Tat Verletzten zur Sprache kommen, deren Erörterung in ihrer Anwesenheit schutzwürdige Interessen verletzen 

würde, es sei denn, das Interesse der Erziehungsberechtigten und gesetzlichen Vertreter an der Erörterung dieser 

Umstände in ihrer Gegenwart überwiegt. 

Der Vorsitzende kann in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 bis 5 auch Erziehungsberechtigte und gesetzliche Vertreter des 

Verletzten von der Verhandlung ausschließen, im Fall der Nummer 3 auch dann, wenn eine sonstige erhebliche Be-

einträchtigung des Wohls des Verletzten zu besorgen ist. Erziehungsberechtigte und gesetzliche Vertreter sind auszu-

schließen, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 5 vorliegen und der Ausschluss von der Person, deren Lebens-

bereich betroffen ist, beantragt wird. Satz 1 Nr. 5 gilt nicht, soweit die Personen, deren Lebensbereiche betroffen sind, 

in der Hauptverhandlung dem Ausschluss widersprechen. 

(3) § 177 des Gerichtsverfassungsgesetzes gilt entsprechend. 
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(4) In den Fällen des Absatzes 2 ist vor einem Ausschluss auf ein einvernehmliches Verlassen des Sitzungssaales 

hinzuwirken. Der Vorsitzende hat die Erziehungsberechtigten und gesetzlichen Vertreter des Angeklagten, sobald 

diese wieder anwesend sind, in geeigneter Weise von dem wesentlichen Inhalt dessen zu unterrichten, was während 

ihrer Abwesenheit ausgesagt oder sonst verhandelt worden ist. 

(5) Der Ausschluss von Erziehungsberechtigten und gesetzlichen Vertretern nach den Absätzen 2 und 3 ist auch zu-

lässig, wenn sie zum Beistand (§ 69) bestellt sind. 

(6) Werden die Erziehungsberechtigten und die gesetzlichen Vertreter für einen nicht unerheblichen Teil der Haupt-

verhandlung zeitweilig ausgeschlossen, so ist für die Dauer ihres Ausschlusses von dem Vorsitzenden einer anderen 

für den Schutz der Interessen des Jugendlichen geeigneten volljährigen Person die Anwesenheit zu gestatten. Dem 

Jugendlichen soll Gelegenheit gegeben werden, eine volljährige Person seines Vertrauens zu bezeichnen. Die anwe-

sende andere geeignete Person erhält in der Hauptverhandlung auf Verlangen das Wort. Wird keiner sonstigen anderen 

Person nach Satz 1 die Anwesenheit gestattet, muss ein für die Betreuung des Jugendlichen in dem Jugendstrafver-

fahren zuständiger Vertreter der Jugendhilfe anwesend sein.  

(7) Sind in der Hauptverhandlung keine Erziehungsberechtigten und keine gesetzlichen Vertreter anwesend, weil sie 

binnen angemessener Frist nicht erreicht werden konnten, so gilt Absatz 6 entsprechend.  

§ 51a JGG [neu] Neubeginn der Hauptverhandlung 

Ergibt sich erst während der Hauptverhandlung, dass die Mitwirkung eines Verteidigers nach § 68 Nummer 5 not-

wendig ist, so ist mit der Hauptverhandlung von neuem zu beginnen, wenn der Jugendliche nicht von Beginn der 

Hauptverhandlung an verteidigt war. 

§ 55 JGG Anfechtung von Entscheidungen 

(1) Gegen Eeine Entscheidung, in der lediglich Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmittel angeordnet oder die Auswahl 

und Anordnung von Erziehungsmaßregeln dem Familiengericht überlassen sind, kann nicht wegen des Umfangs der 

Maßnahmen und nicht deshalb angefochten werden ist nur die sofortige Beschwerde zulässig, wenn die Entscheidung 

nur wegen des Umfangs der Maßnahmen oder deshalb angefochten wird, weil andere oder weitere 

Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmittel hätten angeordnet werden sollen oder weil die Auswahl und Anordnung der 

Erziehungsmaßregeln dem Familiengericht überlassen worden sind. Diese Vorschrift Satz 1 gilt nicht, wenn der 

Richter das Jugendgericht angeordnet hat, Hilfe zur Erziehung nach § 12 Nr. 2 in Anspruch zu nehmen. 

(2) Wer eine zulässige Berufung eingelegt hat, kann gegen das Berufungsurteil nicht mehr Revision einlegen. Hat der 

Angeklagte, der Erziehungsberechtigte oder der gesetzliche Vertreter eine zulässige Berufung eingelegt, so steht 

gegen das Berufungsurteil keinem von ihnen das Rechtsmittel der Revision zu. 

(3) Der Erziehungsberechtigte oder der gesetzliche Vertreter kann das von ihm eingelegte Rechtsmittel nur mit 

Zustimmung des Angeklagten zurücknehmen. 

(4) Soweit ein Beteiligter nach Absatz 1 Satz 1 an der Anfechtung einer Entscheidung gehindert ist oder nach Absatz 

2 kein Rechtsmittel gegen die Berufungsentscheidung einlegen kann, gilt § 356a der Strafprozessordnung 

entsprechend. 
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§ 59 JGG Anfechtung 

(1) Gegen eine Entscheidung, durch welche die Aussetzung der Jugendstrafe angeordnet oder abgelehnt wird, ist, 

wenn sie für sich allein oder nur gemeinsam mit der Entscheidung über die Anordnung eines Jugendarrests nach § 

16a angefochten wird, sofortige Beschwerde zulässig. Das gleiche gilt, wenn ein Urteil nur deshalb angefochten wird, 

weil die Strafe nicht ausgesetzt worden ist oder weil neben dem Vorbehalt einer nachträglichen Entscheidung über 

die Aussetzung der Jugendstrafe ein Jugendarrest nach § 16a verhängt worden ist. 

(2) Gegen eine Entscheidung über die Dauer der Bewährungszeit (§ 22), die Dauer der Unterstellungszeit (§ 24), die 

erneute Anordnung der Unterstellung in der Bewährungszeit (§ 24 Abs. 2) und über Weisungen oder Auflagen (§ 23) 

ist Beschwerde zulässig. Sie kann nur darauf gestützt werden, dass die Bewährungs- oder die Unterstellungszeit 

nachträglich verlängert, die Unterstellung erneut angeordnet worden oder dass eine getroffene Anordnung 

gesetzwidrig ist. 

(3) Gegen den Widerruf der Aussetzung der Jugendstrafe (§ 26 Abs. 1) ist sofortige Beschwerde zulässig. 

(4) Der Beschluss über den Straferlass (§ 26a) ist nicht anfechtbar. 

(5) Wird gegen ein Urteil eine zulässige Revision und gegen eine Entscheidung, die sich auf eine in dem Urteil 

angeordnete Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung bezieht, Beschwerde eingelegt, so ist das Revisionsgericht 

auch zur Entscheidung über die Beschwerde zuständig. 

§ 63 JGG Anfechtung 

(1) Ein Beschluss, durch den der Schuldspruch nach Ablauf der Bewährungszeit getilgt wird (§ 62 Abs. 2) oder die 

Entscheidung über die Verhängung der Jugendstrafe ausgesetzt bleibt (§ 62 Abs. 3), ist nicht anfechtbar. 

(2) Gegen ein Urteil, durch welches die Entscheidung über die Verhängung der Jugendstrafe für eine Bewährungszeit 

ausgesetzt wird, ist die sofortige Beschwerde zulässig, wenn das Urteil nur wegen der gleichzeitigen Verhängung 

eines Jugendarrestes nach § 16a angefochten wird. Im Übrigen gilt § 59 Abs. 2 und 5 sinngemäß. 

§ 67 JGG Stellung des der Erziehungsberechtigten und des der gesetzlichen Vertreters 

(1) Soweit der Beschuldigte ein Recht darauf hat, gehört zu werden, oder Fragen und Anträge zu stellen oder bei 

Untersuchungshandlungen anwesend zu sein, steht dieses Recht auch dem den  Erziehungsberechtigten und dem den 

gesetzlichen Vertretern zu. 

(2) Ist eine Mitteilung an den Beschuldigten vorgeschrieben, so soll die entsprechende Mitteilung an den Erziehungs-

berechtigten und den gesetzlichen Vertreter gerichtet werden. 

(32) Die Rechte des der gesetzlichen Vertreters zur Wahl eines Verteidigers und zur Einlegung von Rechtsbehelfen 

stehen auch dem den Erziehungsberechtigten zu. 

(3) Bei Untersuchungshandlungen, bei denen der Jugendliche ein Recht darauf hat, anwesend zu  sein, namentlich bei 

seiner Vernehmung, ist den Erziehungsberechtigten und den gesetzlichen Vertretern die Anwesenheit gestattet, soweit  

1. dies dem Wohl des Jugendlichen dient und  

2. ihre Anwesenheit das Strafverfahren nicht beeinträchtigt.  

Die Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 1 und 2 sind in der Regel erfüllt, wenn keiner der in § 51 Absatz 2 

genannten Ausschlussgründe und keine entsprechend § 177 des Gerichtsverfassungsgesetzes zu behandelnde Miss-
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achtung einer zur Aufrechterhaltung der Ordnung getroffenen Anordnung  vorliegt. Wird keinem Erziehungsberech-

tigten und keinem gesetzlichen Vertreter die Anwesenheit gestattet, findet § 51 Absatz 6 und 7 entsprechende An-

wendung, wenn die Voraussetzungen des  Satzes 1 Nummer 1 und 2 im Hinblick auf die Anwesenheit einer anderen 

für den Schutz der Interessen des Jugendlichen geeigneten volljährigen Person erfüllt sind.  

(4) Der Richter Das Jugendgericht kann diese Rechte dem nach den Absätzen 1 bis 3  Erziehungsberechtigten und dem 

gesetzlichen Vertretern entziehen, soweit sie verdächtig sind, an der Verfehlung des Beschuldigten beteiligt zu sein, 

oder soweit sie wegen einer Beteiligung verurteilt sind. Liegen die Voraussetzungen des Satzes 1 bei dem einem Erzie-

hungsberechtigten oder dem einem gesetzlichen Vertreter vor, so kann der Richter die Entziehung gegen beide ausspre-

chen, wenn ein Missbrauch der Rechte zu befürchten ist. Stehen dem den Erziehungsberechtigten und dem den gesetz-

lichen Vertretern ihre Rechte nicht mehr zu, so bestellt das Familiengericht einen Pfleger zur Wahrnehmung der Inte-

ressen des Beschuldigten im anhängigen Strafverfahren. Die Hauptverhandlung wird bis zur Bestellung des Pflegers 

ausgesetzt. 

(5) Sind mehrere erziehungsberechtigt, so kann jeder von ihnen die in diesem Gesetz bestimmten Rechte des der Erzie-

hungsberechtigten ausüben. In der Hauptverhandlung oder in einer sonstigen gerichtlichen Verhandlung vor dem Rich-

ter wird der werden abwesende Erziehungsberechtigte als durch den anwesenden vertreten angesehen. Sind Mitteilun-

gen oder Ladungen vorgeschrieben, so genügt es, wenn sie an einen Eerziehungsberechtigten Person gerichtet werden. 

§ 67a JGG Unterrichtung bei Freiheitsentzug der Erziehungsberechtigten und der gesetzlichen Vertreter 

(1) Ist eine Mitteilung an den Beschuldigten vorgeschrieben, so soll die entsprechende Mitteilung an die Erziehungs-

berechtigten und die gesetzlichen Vertreter gerichtet werden. 

(12) Die Informationen, die der Jugendliche nach § 70a zu erhalten hat, sind jeweils so bald wie möglich auch den 

Erziehungsberechtigten und den gesetzlichen Vertretern zu erteilen. Wird dem Jugendlichen einstweilig die Freiheit ent-

zogen, sind der die Erziehungsberechtigten und der die gesetzlichen Vertreter so bald wie möglich über den Freiheits-

entzug und die Gründe hierfür zu unterrichten. 

(23) Die Unterrichtung des Mitteilungen und Informationen nach den Absätzen 1 und 2 an Erziehungsberechtigten 

und des gesetzlichen Vertreters kann unter den Voraussetzungen des § 67 Absatz 4  Satz 1 und 2 können unterbleiben, 

soweit 

1. auf Grund der Unterrichtung eine erhebliche Gefährdung des Kindeswohls Beeinträchtigung des Wohls des Ju-

gendlichen zu besorgen wäre, insbesondere bei einer Gefährdung des Lebens, des  Leibes oder der Freiheit des 

Jugendlichen oder bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 67 Absatz 4 Satz 1 oder 2,  

2. auf Grund der Unterrichtung der Zweck der Untersuchung erheblich gefährdet würde oder 

3. Erziehungsberechtigte oder gesetzliche Vertreter binnen angemessener Frist nicht erreicht werden können.  

(4) Wird Werden nach Absatz 3 weder der Erziehungsberechtigte noch der gesetzliche Vertreter unterrichtet, so ist eine 

andere für den Schutz der Interessen des Jugendlichen geeignete volljährige Person zu unterrichten. Dem Jugendlichen 

soll zuvor Gelegenheit gegeben werden, eine volljährige Person seines Vertrauens zu bezeichnen. Eine andere geeignete 

volljährige Person kann auch der für die Betreuung des Jugendlichen in dem Jugendstrafverfahren zuständige Vertreter 

der Jugendgerichtshilfe sein. 

(3) Im Übrigen darf die nach Absatz 1 oder Absatz 2 vorzunehmende Unterrichtung nur unterbleiben, sofern der 

Zweck der Untersuchung durch sie erheblich gefährdet würde. In diesem Fall ist unverzüglich die Jugendgerichtshilfe 

über den Freiheitsentzug sowie darüber zu unterrichten, dass eine Unterrichtung des Erziehungsberechtigten und des 

gesetzlichen Vertreters oder einer anderen geeigneten volljährigen Person unterblieben ist. 
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(5) Liegen die Voraussetzungen, unter denen Mitteilungen und Informationen nach Absatz 3 unterbleiben können, 

nicht mehr vor, so sind im weiteren Verfahren vorgeschriebene Mitteilungen und Informationen wieder an die Erzie-

hungsberechtigten und gesetzlichen Vertreter zu richten. Außerdem erhalten sie in diesem Fall nachträglich auch sol-

che Mitteilungen und Informationen, die der Jugendliche nach § 70a bereits erhalten hat, soweit diese im Laufe des 

Verfahrens von Bedeutung bleiben  oder sobald sie Bedeutung erlangen. 

(6) Für den dauerhaften Entzug der Rechte nach den Absätzen 1 und 2 findet das Verfahren nach § 67 Absatz 4 

entsprechende Anwendung. 

§ 68 JGG Notwendige Verteidigung 

Der Vorsitzende bestellt dem Beschuldigten einen Verteidiger Ein Fall der notwendigen Verteidigung liegt vor, wenn 

1. einem im Verfahren gegen einen  Erwachsenen ein Verteidiger zu bestellen wäre Fall der notwendigen Vertei-

digung vorliegen würde,  

2. dem den Erziehungsberechtigten und dem den gesetzlichen Vertretern ihre Rechte nach diesem Gesetz entzogen 

sind, 

3. der die Erziehungsberechtigten und der die gesetzlichen Vertreter nach § 51 Abs. 2 von der Verhandlung ausge-

schlossen worden sind und die Beeinträchtigung in der Wahrnehmung ihrer Rechte durch eine nachträgliche 

Unterrichtung (§ 51 Abs. 4 Satz 2) oder die Anwesenheit einer anderen geeigneten volljährigen Person nicht 

hinreichend ausgeglichen werden kann, 

4. zur Vorbereitung eines Gutachtens über den Entwicklungsstand des Beschuldigten (§ 73) seine Unterbringung 

in einer Anstalt in Frage kommt oder 

5. die Verhängung einer Jugendstrafe oder die Aussetzung der Verhängung einer Jugendstrafe, zu erwarten ist ge-

gen ihn Untersuchungshaft oder einstweilige Unterbringung gemäß § 126a der Strafprozessordnung vollstreckt 

wird, solange er das achtzehnte Lebensjahr nicht vollendet hat; der Verteidiger wird unverzüglich bestellt. 

§ 68a JGG [neu] Bestellung eines Pflichtverteidigers 

(1) Sofern der Jugendliche noch keinen Verteidiger hat, erfolgt die Bestellung eines Pflichtverteidigers unverzüglich 

von Amts wegen, wenn bekannt wird, dass sich der Beschuldigte in anderer Sache in Haft befindet. Dies gilt jedoch 

nicht, 

1. bevor dieser davon in Kenntnis gesetzt ist, dass er Beschuldigter in der vorliegenden Sache ist, oder 

2. wenn in der vorliegenden Sache das Verfahren alsbald eingestellt wird und bis dahin keine weiteren Untersuchungs-

handlungen als die Einholung von Registerauskünften vorgenommen werden. 

(2) In Fällen notwendiger Verteidigung dürfen im Vorverfahren bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände Verneh-

mungen des Beschuldigten oder Gegenüberstellungen mit dem Beschuldigten vor der Bestellung eines Pflichtvertei-

digers durchgeführt werden, soweit dies mit dem Wohl des Jugendlichen vereinbar und 

1. zur Abwehr schwerwiegender nachteiliger Auswirkungen auf Leib oder Leben oder die Freiheit einer Person 

dringend erforderlich ist, oder 

2. ein sofortiges Handeln der Strafverfolgungsbehörden zwingend geboten ist, um eine erhebliche Gefährdung eines 

sich auf eine schwere Straftat beziehenden Strafverfahrens abzuwenden. 
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Das Recht des Beschuldigten, jederzeit, auch schon vor der Vernehmung oder Gegenüberstellung, einen von ihm zu 

wählenden Verteidiger zu befragen, bleibt unberührt. 

(3) Im Übrigen bleibt § 141 der Strafprozessordnung unberührt. 

§ 70 JGG Mitteilungen an amtliche Stellen 

(1) Die Jugendgerichtshilfe, in geeigneten Fällen auch das Familiengericht und die Schule werden von der Einleitung und 

dem Ausgang des Verfahrens unterrichtet. Sie benachrichtigen den Staatsanwalt die Jugendstaatsanwaltschaft, wenn ihnen 

bekannt wird, dass gegen den Beschuldigten noch ein anderes Strafverfahren anhängig ist. Das Familiengericht teilt dem 

Staatsanwalt der Jugendstaatsanwaltschaft ferner familiengerichtliche Maßnahmen sowie ihre Änderung und Aufhebung 

mit, soweit nicht für das Familiengericht erkennbar ist, dass schutzwürdige Interessen des Beschuldigten oder des einer 

sonst von der Mitteilung Betroffenen betroffenen Person oder Stelle an dem Ausschluss der Übermittlung überwiegen. 

(2) Von der Einleitung des Verfahrens ist die Jugendgerichtshilfe spätestens zum Zeitpunkt der Ladung des Jugendli-

chen zu seiner ersten Vernehmung als Beschuldigter zu unterrichten. Im Fall einer ersten Beschuldigtenvernehmung 

ohne vorherige Ladung muss die Unterrichtung spätestens unverzüglich nach der Vernehmung erfolgen.  

(3) Im Fall des einstweiligen Entzugs der Freiheit des Jugendlichen teilen die den Freiheitsentzug  durchführenden Stellen 

der Jugendstaatsanwaltschaft und dem Jugendgericht von Amts wegen Erkenntnisse mit, die sie auf Grund einer medizi-

nischen Untersuchung erlangt haben, insbesondere  solche über die geistige und körperliche Verfassung des Jugendlichen, 

soweit diese Erkenntnisse aus  Sicht der durchführenden Stelle für die Erfüllung der Aufgaben der Empfänger von Bedeu-

tung und  diesen nicht bereits anderweitig bekannt geworden sind. Im Übrigen bleibt § 114e der Strafprozessordnung 

unberührt.  

§ 70a JGG [neu] Unterrichtung des Jugendlichen 

(1) Wenn der Jugendliche davon in Kenntnis gesetzt wird, dass er Beschuldigter ist, so ist er unverzüglich über die 

Grundzüge eines Jugendstrafverfahrens zu informieren. Über die nächsten anstehenden Schritte in dem gegen ihn 

gerichteten Verfahren wird er ebenfalls unverzüglich informiert, sofern der Zweck der Untersuchung dadurch nicht 

gefährdet wird. Außerdem ist der Jugendliche unverzüglich darauf hinzuweisen, dass 

1. nach Maßgabe des § 67a die Erziehungsberechtigten und die gesetzlichen Vertreter oder eine andere geeignete 

volljährige Person zu informieren sind, 

2. er in den Fällen notwendiger Verteidigung (§ 68) nach Maßgabe des § 141 der Strafprozessordnung und des § 68a 

die Mitwirkung eines Verteidigers und nach Maßgabe des § 70c Absatz 4 die Verschiebung oder Unterbrechung 

seiner Vernehmung für eine angemessene Zeit verlangen kann, 

3. nach Maßgabe des § 48 die Verhandlung vor dem erkennenden Gericht grundsätzlich nicht öffentlich ist und dass 

er bei einer ausnahmsweise öffentlichen Hauptverhandlung unter bestimmten Voraussetzungen den Ausschluss 

der Öffentlichkeit oder einzelner Personen beantragen kann, 

4. er nach § 70c Absatz 2 Satz 4 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 58a Absatz 2 Satz 6 und Absatz 3 Satz 1 der 

Strafprozessordnung der Überlassung einer Kopie der Aufzeichnung seiner Vernehmung in Bild und Ton an die 

zur Akteneinsicht Berechtigten widersprechen kann und dass die Überlassung der Aufzeichnung oder die Her-

ausgabe von Kopien an andere Stellen seiner Einwilligung bedarf, 

5. er nach Maßgabe des § 67 Absatz 3 bei Untersuchungshandlungen von seinen Erziehungsberechtigten und seinen 

gesetzlichen Vertretern oder einer anderen geeigneten volljährigen Person begleitet werden kann, 
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6. er wegen einer mutmaßlichen Verletzung seiner Rechte durch eine der beteiligten Behörden oder durch das Ge-

richt eine Überprüfung der betroffenen Maßnahmen und Entscheidungen verlangen kann. 

(2) Soweit dies im Verfahren von Bedeutung ist oder sobald dies im Verfahren Bedeutung erlangt, ist der Jugendliche 

außerdem so früh wie möglich über Folgendes zu informieren: 

1. die Berücksichtigung seiner persönlichen Verhältnisse und Bedürfnisse im Verfahren nach Maßgabe der §§ 38, 

43 und 46a, 

2. das Recht auf medizinische Untersuchung, das ihm nach Maßgabe des Landesrechts oder des Rechts der Poli-

zeien des Bundes im Fall eines einstweiligen Entzugs der Freiheit zusteht, sowie das Recht auf medizinische 

Unterstützung, sofern sich ergibt, dass eine solche während dieses Freiheitsentzugs erforderlich ist, 

3. die Geltung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im Fall des einstweiligen Entzugs der Freiheit, namentlich 

a) des Vorrangs anderer Maßnahmen, durch die der Zweck des Freiheitsentzugs erreicht werden kann, 

b) der Begrenzung des Freiheitsentzugs auf den kürzesten angemessenen Zeitraum und 

c) der Berücksichtigung der besonderen Belastungen durch den Freiheitsentzug im Hinblick auf das Alter und 

den Entwicklungsstand des Jugendlichen sowie der Berücksichtigung einer anderen besonderen Schutz-

würdigkeit, 

4. die zur Haftvermeidung in geeigneten Fällen generell in Betracht kommenden anderen Maßnahmen, 

5. die vorgeschriebenen Überprüfungen von Amts wegen in Haftsachen, 

6. das Recht auf Anwesenheit der Erziehungsberechtigten und der gesetzlichen Vertreter oder einer anderen geeig-

neten volljährigen Person in der Hauptverhandlung, 

7. sein Recht auf und seine Pflicht zur Anwesenheit in der Hauptverhandlung nach Maßgabe des § 50 Absatz 1 und 

des § 51 Absatz 1. 

(3) Wird Untersuchungshaft gegen den Jugendlichen vollstreckt, so ist er außerdem darüber zu informieren, dass 

1. nach Maßgabe des § 89c seine Unterbringung getrennt von Erwachsenen zu erfolgen hat, 

2. nach Maßgabe der Vollzugsgesetze der Länder 

a) Fürsorge für seine gesundheitliche, körperliche und geistige Entwicklung zu leisten ist, 

b) sein Recht auf Erziehung und Ausbildung zu gewährleisten ist, 

c) sein Recht auf Familienleben und dabei die Möglichkeit, seine Erziehungsberechtigten und seine gesetzli-

chen Vertreter zu treffen, zu gewährleisten ist, 

d) ihm der Zugang zu Programmen und Maßnahmen zu gewährleisten ist, die seine Entwicklung und Wieder-

eingliederung fördern, und 

e) ihm die Religions- und Weltanschauungsfreiheit zu gewährleisten ist. 

(4) Im Fall eines anderen einstweiligen Entzugs der Freiheit als der Untersuchungshaft ist der Jugendliche über seine 

dafür geltenden Rechte entsprechend Absatz 3 Nummer 2 zu informieren, im Fall einer polizeilichen Ingewahrsam-

nahme auch über sein Recht auf die von Erwachsenen getrennte Unterbringung nach den dafür maßgeblichen Vor-

schriften. 

(5) § 70b dieses Gesetzes und § 168b Absatz 3 der Strafprozessordnung gelten entsprechend. 

(6) Sofern einem verhafteten Jugendlichen eine schriftliche Belehrung nach § 114b der Strafprozessordnung ausge-

händigt wird, muss diese auch die zusätzlichen Informationen nach diesem Paragrafen enthalten. 
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(7) Sonstige Informations- und Belehrungspflichten bleiben von den Bestimmungen dieses Paragrafen unberührt. 

§ 70a 70b  JGG Belehrungen 

(1) Vorgeschriebene Belehrungen des Jugendlichen müssen in einer Weise erfolgen, die seinem Alter und seinem 

Entwicklungs- und Bildungsstand entspricht. Sie sind auch an seine anwesenden Erziehungsberechtigten und gesetz-

lichen Vertreter zu richten und müssen dabei in einer Weise erfolgen, die es diesen ermöglicht, ihrer Verantwortung 

im Hinblick auf den Gegenstand der Belehrung gerecht zu werden. Sind Erziehungsberechtigte und gesetzliche Ver-

treter bei der Belehrung des Jugendlichen über die Bedeutung vom Gericht angeordneter Rechtsfolgen nicht anwe-

send, muss ihnen die Belehrung darüber schriftlich erteilt werden. 

(2) Sind bei einer Belehrung über die Bedeutung der Aussetzung einer Jugendstrafe zur Bewährung oder über die 

Bedeutung des Vorbehalts einer diesbezüglichen nachträglichen Entscheidung auch jugendliche oder heranwachsende 

Mitangeklagte anwesend, die nur zu Erziehungsmaßregeln oder Zuchtmitteln verurteilt werden, soll die Belehrung 

auch ihnen ein Verständnis von der Bedeutung der Entscheidung vermitteln. 

§ 70c JGG [neu] Vernehmung des Beschuldigten 

(1) Die Vernehmung des Beschuldigten ist in einer Art und Weise durchzuführen, die seinem Alter und seinem Ent-

wicklungs- und Bildungsstand Rechnung trägt. 

(2) Außerhalb der Hauptverhandlung kann die Vernehmung in Bild und Ton aufgezeichnet werden. Sie ist in Bild und 

Ton aufzuzeichnen, wenn die schutzwürdigen Interessen des Jugendlichen durch diese Aufzeichnung besser gewahrt 

werden können als ohne sie. Im Übrigen bleibt § 136 Absatz 4 Satz 2 der Strafprozessordnung, auch in Verbindung 

mit § 163a Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 der Strafprozessordnung, unberührt. Wird die Vernehmung in Bild 

und Ton aufgezeichnet, gilt § 58a Absatz 2 und 3 der Strafprozessordnung entsprechend. 

(3) Eine Aufzeichnung in Bild und Ton nach Absatz 2 lässt die Vorschriften der Strafprozessordnung über die Proto-

kollierung von Untersuchungshandlungen unberührt. Wird eine Vernehmung des Beschuldigten außerhalb der Haupt-

verhandlung nicht in Bild und Ton aufgezeichnet, ist über sie stets ein Protokoll aufzunehmen. Sie ist in diesen Fällen 

zusätzlich in Ton aufzuzeichnen, wenn die schutzwürdigen Interessen des Jugendlichen dadurch besser gewahrt wer-

den können als durch die Aufnahme eines Protokolls allein. 

(4) Ist oder wird die Mitwirkung eines Verteidigers zum Zeitpunkt einer Vernehmung des Beschuldigten oder einer 

Gegenüberstellung (§ 58 Absatz 2 der Strafprozessordnung) notwendig, ist diese für eine angemessene Zeit zu ver-

schieben oder zu unterbrechen, wenn ein Verteidiger nicht anwesend ist und kein Fall des § 68a Absatz 2 vorliegt. 

Satz 1 gilt nicht, wenn der Verteidiger ausdrücklich auf seine Anwesenheit verzichtet hat. 

§ 78 JGG Verfahren und Entscheidung 

(1) Der Jugendrichter entscheidet im vereinfachten Jugendverfahren auf Grund einer mündlichen Verhandlung durch 

Urteil. Er darf auf Hilfe zur Erziehung im Sinne des § 12 Nr. 2, Jugendstrafe oder Unterbringung in einer Entzie-

hungsanstalt nicht erkennen. 

(2) Der Staatsanwalt ist nicht verpflichtet, an der Verhandlung teilzunehmen. Nimmt er nicht teil, so bedarf es seiner 

Zustimmung zu einer Einstellung des Verfahrens in der Verhandlung oder zur Durchführung der Verhandlung in 

Abwesenheit des Angeklagten nicht. 
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(3) Zur Vereinfachung, Beschleunigung und jugendgemäßen Gestaltung des Verfahrens darf von Verfahrensvorschrif-

ten abgewichen werden, soweit dadurch die Erforschung der Wahrheit nicht beeinträchtigt wird. Die Vorschriften über 

die Anwesenheit des Angeklagten (§ 50), die Stellung des der Erziehungsberechtigten und des der gesetzlichen Vertre-

ters (§ 67), die und deren Unterrichtung bei Freiheitsentzug (§§ 67, 67a), und die Mitteilungen von Entscheidungen an 

amtliche Stellen (§ 70) und die Unterrichtung des Jugendlichen (§ 70a) müssen beachtet werden. Bleibt der Beschul-

digte der mündlichen Verhandlung fern und ist sein Fernbleiben nicht genügend entschuldigt, so kann die Vorführung 

angeordnet werden, wenn dies mit der Ladung angedroht worden ist. 

§ 89c JGG Vollstreckung der Untersuchungshaft 

(1) Solange zur Tatzeit Jugendliche das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, wird die Untersuchungshaft nach den 

Vorschriften für den Vollzug der Untersuchungshaft an jungen Gefangenen und nach Möglichkeit in den für junge Ge-

fangene vorgesehenen Einrichtungen vollzogen. Ist die betroffene Person bei Vollstreckung des Haftbefehls 21, aber 

noch nicht 24 Jahre alt, kann die Untersuchungshaft nach diesen Vorschriften und in diesen Einrichtungen vollzogen 

werden. 

(2) Hat der Jugendliche das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet, darf er mit jungen Gefangenen, die  das 18. Lebens-

jahr vollendet haben, nur untergebracht werden, wenn eine gemeinsame Unterbringung seinem Wohl nicht wider-

spricht. Mit Gefangenen, die das 24. Lebensjahr vollendet haben, darf er nur untergebracht werden, wenn dies seinem 

Wohl dient. 

(3) Die Entscheidung nach Absatz 1 Satz 2 trifft das Gericht. Die für die Aufnahme vorgesehene Einrichtung ist und 

die Jugendgerichtshilfe sind vor der Entscheidung zu hören. 

§ 92 JGG Rechtsbehelfe im Vollzug 

(1) Gegen eine Maßnahme zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet des Jugendarrestes, der Jugend-

strafe und der Maßregeln der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer Entziehungsanstalt 

(§ 61 Nr. 1 und 2 des Strafgesetzbuches) oder in der Sicherungsverwahrung kann gerichtliche Entscheidung beantragt 

werden. Für die Überprüfung von Vollzugsmaßnahmen gelten die §§ 109 und 111 bis 120 Abs. 1 des Strafvollzugs-

gesetzes sowie und § 67 Abs. Absatz 1, 2 bis 3 und 5 sowie § 67a Absatz 1 entsprechend; das Landesrecht kann 

vorsehen, dass der Antrag erst nach einem Verfahren zur gütlichen Streitbeilegung gestellt werden kann. 

(2) Über den Antrag entscheidet die Jugendkammer, in deren Bezirk die beteiligte Vollzugsbehörde ihren Sitz hat. 

Die Jugendkammer ist auch für Entscheidungen nach § 119a des Strafvollzugsgesetzes zuständig. Unterhält ein Land 

eine Einrichtung für den Vollzug der Jugendstrafe auf dem Gebiet eines anderen Landes, können die beteiligten Län-

der vereinbaren, dass die Jugendkammer bei dem Landgericht zuständig ist, in dessen Bezirk die für die Einrichtung 

zuständige Aufsichtsbehörde ihren Sitz hat. 

(3) Die Jugendkammer entscheidet durch Beschluss. Sie bestimmt nach Ermessen, ob eine mündliche Verhandlung 

durchgeführt wird. Auf Antrag des Jugendlichen ist dieser vor einer Entscheidung persönlich anzuhören. Hierüber ist der 

Jugendliche zu belehren. Wird eine mündliche Verhandlung nicht durchgeführt, findet die Anhörung in der Regel in der 

Vollzugseinrichtung statt. 

(4) Die Jugendkammer ist außer in den Fällen des Absatzes 2 Satz 2 mit einem Richter besetzt. Ein Richter auf Probe 

darf dies nur sein, wenn ihm bereits über einen Zeitraum von einem Jahr Rechtsprechungsaufgaben in Strafverfahren 

übertragen worden sind. Weist die Sache besondere Schwierigkeiten rechtlicher Art auf oder kommt ihr grundsätzliche 

Bedeutung zu, legt der Richter die Sache der Jugendkammer zur Entscheidung über eine Übernahme vor. Liegt eine 

der Voraussetzungen für eine Übernahme vor, übernimmt die Jugendkammer den Antrag. Sie entscheidet hierüber 

durch Beschluss. Eine Rückübertragung ist ausgeschlossen. 
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(5) Für die Kosten des Verfahrens gilt § 121 des Strafvollzugsgesetzes mit der Maßgabe, dass entsprechend § 74 davon 

abgesehen werden kann, dem Jugendlichen Kosten und Auslagen aufzuerlegen. 

(6) Wird eine Jugendstrafe gemäß § 89b Abs. 1 nach den Vorschriften des Strafvollzugs für Erwachsene vollzogen oder 

hat der Jugendliche im Vollzug einer freiheitsentziehenden Maßregel das vierundzwanzigste Lebensjahr vollendet, sind 

die Absätze 1 bis 5 nicht anzuwenden. Für die Überprüfung von Vollzugsmaßnahmen gelten die Vorschriften der §§ 

109 bis 121 des Strafvollzugsgesetzes. 

§ 104 JGG Verfahren gegen Jugendliche 

(1) In Verfahren gegen Jugendliche vor den für allgemeine Strafsachen zuständigen Gerichten gelten die Vorschriften 

dieses Gesetzes über 

1. Verfehlungen Jugendlicher und ihre Folgen (§§ 3 bis 32), 

2. die Heranziehung und die Rechtsstellung der Jugendgerichtshilfe (§§ 38, 46a, 50 Abs. 3), 

3. den Umfang der Ermittlungen im Vorverfahren (§ 43), 

4. das Absehen von der Verfolgung und die Einstellung des Verfahrens durch den Richter (§§ 45, 47), 

4a. den Ausschluss der Öffentlichkeit (§ 48 Absatz 3 Satz 2),  

5. die Untersuchungshaft (§§ 52, 52a, 72, 89c), 

6. die Urteilsgründe (§ 54), 

7. das Rechtsmittelverfahren (§§ 55, 56), 

8. das Verfahren bei Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung und der Verhängung der Jugendstrafe (§§ 57 bis 

64), 

9. die Beteiligung und die Rechtsstellung des der Erziehungsberechtigten und des der gesetzlichen Vertreters (§ 50 

Absatz 2, § 51 Absatz 2 bis 7, §§ 67, 67a), 

10. die notwendige Verteidigung (§§ 68, 68a), 

11. Mitteilungen an amtliche Stellen  (§ 70), 

11a. die Unterrichtung des Jugendlichen (§ 70a),  

11b. Belehrungen (§ 70b), 

11c. die Vernehmung des Beschuldigten (§ 70c),  

12. die Unterbringung zur Beobachtung (§ 73), 

13. Kosten und Auslagen (§ 74), 

14. den Ausschluss von Vorschriften des allgemeinen Verfahrensrechts (§§ 79 bis 81) und 

15. Verfahren und Entscheidung bei Anordnung der Sicherungsverwahrung (§ 81a). 

(2) Die Anwendung weiterer Verfahrensvorschriften dieses Gesetzes steht im Ermessen des Richters Gerichts.  

(3) Soweit es aus Gründen der Staatssicherheit geboten und mit dem Wohl des Jugendlichen vereinbar ist, kann der 

Richter das Gericht anordnen, dass die Heranziehung der Jugendgerichtshilfe unterbleibt und dass die Beteiligung in 

§ 67 Absatz 1 und 2 genannten Rechte des der Erziehungsberechtigten und des der gesetzlichen Vertreters unterblei-

ben ruhen. 
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(4) Hält der Richter das Gericht Erziehungsmaßregeln für erforderlich, so hat er es deren Auswahl und Anordnung 

dem Familiengericht zu überlassen. § 53 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Dem Jugendrichter, in dessen Bezirk sich der Jugendliche aufhält, sind folgende Entscheidungen zu übertragen: 

1. Entscheidungen, die nach einer Aussetzung der Jugendstrafe zur Bewährung erforderlich werden; 

2. Entscheidungen, die nach einer Aussetzung der Verhängung der Jugendstrafe erforderlich werden, mit Aus-

nahme der Entscheidungen über die Festsetzung der Strafe und die Tilgung des Schuldspruchs (§ 30); 

3. Entscheidungen, die nach dem Vorbehalt einer nachträglichen Entscheidung über die Aussetzung der Jugendstrafe 

erforderlich werden, mit Ausnahme der vorbehaltenen Entscheidung selbst (§ 61a). 

§ 109 JGG Verfahren 

(1) Von den Vorschriften über das Jugendstrafverfahren (§§ 43 bis 81a) sind im Verfahren gegen einen Heranwachsenden 

die §§ 43, 46a, 47a, 50 Abs. Absatz 3 und 4, die §§ 51a, 68 Nr. Nummer 1, und 4 und 5, die  §§ 68a, 70 Absatz 2 und 3, 

die §§ 70a, 70b Absatz 1 Satz 1, Absatz 2, die §§70c, sowie die §§ 72a bis 73 und § 81a entsprechend anzuwenden. Die 

Bestimmungen des § 70a sind nur insoweit anzuwenden, als sich die Unterrichtung auf Vorschriften bezieht, die nach dem 

für die Heranwachsenden geltenden Recht nicht ausgeschlossen sind. Die Jugendgerichtshilfe und in geeigneten Fällen 

auch die Schule werden von der Einleitung und dem Ausgang des Verfahrens unterrichtet. Sie benachrichtigen den Staats-

anwalt, wenn ihnen bekannt wird, dass gegen den Beschuldigten noch ein anderes Strafverfahren anhängig ist. Die Öf-

fentlichkeit kann ausgeschlossen werden, wenn dies im Interesse des Heranwachsenden geboten ist. 

(2) Wendet der Richter Jugendstrafrecht an (§ 105), so gelten auch die §§ 45, 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3, Abs. 2, 3, §§ 

52, 52a, 54 Abs. 1, §§ 55 bis 66, 74 und 79 Abs. 1 entsprechend. § 66 ist auch dann anzuwenden, wenn die einheitliche 

Festsetzung von Maßnahmen oder Jugendstrafe nach § 105 Abs. 2 unterblieben ist. § 55 Abs. 1 und 2 ist nicht anzuwenden, 

wenn die Entscheidung im beschleunigten Verfahren des allgemeinen Verfahrensrechts ergangen ist. § 74 ist im Rahmen 

einer Entscheidung über die Auslagen des Verletzten nach § 472a der Strafprozessordnung nicht anzuwenden. 

(3) In einem Verfahren gegen einen Heranwachsenden findet § 407 Abs. 2 Satz 2 der Strafprozessordnung keine 

Anwendung. 
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Änderungen der StPO nach dem Referentenentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 

Rechts der notwendigen Verteidigung  

(Quelle: https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_notwendige_Verteidi-

gung.pdf?__blob=publicationFile&v=2) 

§ 140 StPO Notwendige Verteidigung 

(1) Die Mitwirkung eines Verteidigers ist notwendig Ein Fall der notwendigen Verteidigung liegt vor, wenn 

1. zu erwarten ist, dass die Hauptverhandlung im ersten Rechtszug vor dem Oberlandesgericht, oder dem 

Landgericht oder dem Schöffengericht stattfindet; 

2. dem Beschuldigten ein Verbrechen zur Last gelegt wird; 

3. das Verfahren zu einem zu erwarten ist, dass gegen den Beschuldigten eine Freiheitsstrafe von mindestens einem 

Jahr verhängt oder ein Berufsverbot führen kann angeordnet wird; 

4. gegen einen Beschuldigten Untersuchungshaft der Beschuldigte nach den §§ 112, 112a oder einstweilige 

Unterbringung nach § 126a oder § 275a Absatz 6 vollstreckt wird 115, 115a, 128 Absatz 1 oder § 129 einem 

Gericht zur Entscheidung über Haft oder einstweilige Unterbringung vorzuführen ist; 

5. der Beschuldigte sich mindestens drei Monate auf Grund richterlicher Anordnung oder mit richterlicher 

Genehmigung in einer Anstalt befindet befunden hat und nicht mindestens zwei Wochen vor Beginn der 

Hauptverhandlung entlassen wird; 

6. zur Vorbereitung eines Gutachtens über den psychischen Zustand des Beschuldigten seine Unterbringung nach 

§ 81 in Frage kommt; 

7. zu erwarten ist, dass ein Sicherungsverfahren durchgeführt wird; 

8. der bisherige Verteidiger durch eine Entscheidung von der Mitwirkung in dem Verfahren ausgeschlossen ist; 

9. dem Verletzten nach den §§ 397a und 406h Absatz 3 und 4 ein Rechtsanwalt beigeordnet worden ist; 

10. bei einer richterlichen Vernehmung die Mitwirkung eines Verteidigers aufgrund der Bedeutung der Vernehmung 

zur Wahrung der Rechte des Beschuldigten geboten erscheint; 

11. ein seh-, hör- oder sprachbehinderter Beschuldigter die Bestellung beantragt. 

(2) In anderen Fällen bestellt der Vorsitzende auf Antrag oder von Amts wegen einen Verteidiger Ein Fall der 

notwendigen Verteidigung liegt auch vor, wenn wegen der Schwere der Tat oder wegen der Schwierigkeit der Sach- 

oder Rechtslage die Mitwirkung eines Verteidigers geboten erscheint oder wenn ersichtlich ist, dass sich der 

Beschuldigte nicht selbst verteidigen kann. Dem Antrag eines hör- oder sprachbehinderten Beschuldigten ist zu 

entsprechen. 

(3) Die Bestellung eines Verteidigers nach Absatz 1 Nr. 5 kann aufgehoben werden, wenn der Beschuldigte 

mindestens zwei Wochen vor Beginn der Hauptverhandlung aus der Anstalt entlassen wird. Die Bestellung des 

Verteidigers nach Absatz 1 Nr. 4 bleibt unter den in Absatz 1 Nr. 5 bezeichneten Voraussetzungen für das weitere 

Verfahren wirksam, wenn nicht ein anderer Verteidiger bestellt wird. 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_notwendige_Verteidigung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RefE_notwendige_Verteidigung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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§ 141 StPO Bestellung eines Pflichtverteidigers 

(1) In den Fällen des § 140 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, 5 bis 9 und Abs. 2 der notwendigen Verteidigung wird dem 

Angeschuldigten Beschuldigten, der noch keinen Verteidiger hat, unverzüglich ein PflichtvVerteidiger bestellt, sobald 

der Beschuldigte dies beantragt oder die Mitwirkung eines Verteidigers im Verfahren erforderlich wird. Letzteres ist 

spätestens dann der Fall wenn, 

1. eine Vernehmung des Beschuldigten oder eine Gegenüberstellung mit dem Beschuldigten durchgeführt werden 

soll; 

2. der Beschuldigte einem Gericht zur Entscheidung über Haft oder einstweilige Unterbringung vorgeführt werden 

soll oder 

3. er der Angeschuldigte gemäß § 201 zur Erklärung über die Anklageschrift aufgefordert worden ist. 

(2) Ergibt sich erst später, daß ein Verteidiger notwendig ist, so wird er sofort bestellt. 

(32) Ist im Vorverfahren die Mitwirkung eines Verteidigers erforderlich und hat der Beschuldigte keinen Antrag 

gestellt, so ist die Staatsanwaltschaft verpflichtet, unverzüglich den Antrag zu stellen. § 142 Absatz 2 bleibt unberührt. 

Der Verteidiger kann auch schon während des Vorverfahrens bestellt werden. Die Staatsanwaltschaft beantragt dies, 

wenn nach ihrer Auffassung in dem gerichtlichen Verfahren die Mitwirkung eines Verteidigers nach § 140 Abs. 1 

oder 2 notwendig sein wird. Nach dem Abschluß der Ermittlungen (§ 169a) ist er auf Antrag der Staatsanwaltschaft 

zu bestellen. Das Gericht, bei dem eine richterliche Vernehmung durchzuführen ist, bestellt dem Beschuldigten einen 

Verteidiger, wenn die Staatsanwaltschaft dies beantragt oder wenn die Mitwirkung eines Verteidigers aufgrund der 

Bedeutung der Vernehmung zur Wahrung der Rechte des Beschuldigten geboten erscheint. Im Fall des § 140 Abs. 1 

Nr. 4 wird der Verteidiger unverzüglich nach Beginn der Vollstreckung bestellt. 

(4) Über die Bestellung entscheidet der Vorsitzende des Gerichts, bei dem das Verfahren anhängig ist. Vor Erhebung 

der Anklage entscheidet das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Staatsanwaltschaft oder ihre zuständige Zweigstelle 

ihren Sitz hat, oder das nach § 162 Absatz 1 Satz 3 zuständige Gericht; im Fall des § 140 Absatz 1 Nummer 4 

entscheidet das nach § 126 oder § 275a Absatz 6 zuständige Gericht. 

(3) Im Vorverfahren dürfen Vernehmungen des Beschuldigten oder Gegenüberstellungen mit dem Beschuldigten 

abweichend von Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 vor der Bestellung eines Verteidigers durchgeführt werden, soweit dies 

1. zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben oder für die Freiheit einer Person dringend 

erforderlich oder 

2. zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung eines Strafverfahrens zwingend geboten ist. 

Das Recht des Beschuldigten, jederzeit, auch schon vor der Vernehmung oder Gegenüberstellung, einen von ihm zu 

wählenden Verteidiger zu befragen, bleibt unberührt. 

(4) Der Antrag des Beschuldigten nach Absatz 1 Satz 1 ist vor Erhebung der öffentlichen Klage bei der Polizei oder 

bei der Staatsanwaltschaft anzubringen, die ihn mit einer Stellungnahme unverzüglich dem Gericht zur Entscheidung 

vorlegt, sofern sie nicht nach § 142 Absatz 2 verfährt. Nach Erhebung der öffentlichen Klage ist der Antrag des 

Beschuldigten bei dem Gericht anzubringen. 

§ 142 StPO Auswahl des zu bestellenden Pflichtverteidigers Zuständigkeit und Bestellungsverfahren 

(1) Über die Bestellung entscheidet 

1. das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Staatsanwaltschaft oder ihre zuständige Zweigstelle ihren Sitz hat, oder 

das nach § 162 Absatz 1 Satz 3 zuständige Gericht; 
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2. in den Fällen des § 140 Absatz 1 Nummer 4 das Gericht, dem der Beschuldigte vorzuführen ist; 

3. nach Erhebung der öffentlichen Klage der Vorsitzende des Gerichts, bei dem das Verfahren anhängig ist. 

(2) Bei besonderer Eilbedürftigkeit kann auch die Staatsanwaltschaft über die Bestellung entscheiden. Sie beantragt 

unverzüglich, spätestens innerhalb einer Woche nach ihrer Entscheidung, die gerichtliche Bestätigung der Bestellung 

oder der Ablehnung des Antrags des Beschuldigten. Der Beschuldigte kann jederzeit die gerichtliche Entscheidung 

beantragen. 

(13) Vor der Bestellung eines PflichtvVerteidigers soll ist dem Beschuldigten Gelegenheit gegeben werden zu geben, 

innerhalb einer zu bestimmenden Frist einen Verteidiger seiner Wahl zu bezeichnen. § 136 Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt 

entsprechend. Der Vorsitzende bestellt diesen Ein von dem Beschuldigten innerhalb der Frist bezeichneter Verteidiger 

ist zu bestellen, wenn dem kein wichtiger Grund entgegensteht; ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn der 

Verteidiger nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung steht. 

(2) In den Fällen des § 140 Abs. 1 Nr. 2, 5 und 9 sowie des § 140 Abs. 2 können auch Rechtskundige, welche die 

vorgeschriebene erste Prüfung für den Justizdienst bestanden haben und darin seit mindestens einem Jahr und drei 

Monaten beschäftigt sind, für den ersten Rechtszug als Verteidiger bestellt werden, jedoch nicht bei dem Gericht, 

dessen Richter sie zur Ausbildung überwiesen sind. 

(4) Wird dem Beschuldigten ein Pflichtverteidiger bestellt, den er nicht bezeichnet hat, so soll aus den im 

Gesamtverzeichnis der Bundesrechtsanwaltskammer (§ 31 der Bundesrechtsanwaltsordnung) eingetragenen 

Rechtsanwälten entweder ein Fachanwalt für Strafrecht oder ein anderer Rechtsanwalt, der gegenüber der Rechts-

anwaltskammer sein Interesse an der Übernahme von Pflichtverteidigungen angezeigt hat und für die Übernahme der 

Verteidigung geeignet ist, ausgewählt werden. 

(5) Gerichtliche Entscheidungen über die Bestellung eines Pflichtverteidigers sind mit der sofortigen Beschwerde 

anfechtbar. Sie ist ausgeschlossen, wenn der Beschuldigte einen Antrag nach § 143a Absatz 2 Satz 1 stellen kann. 

§ 143 StPO Zurücknahme Dauer und Aufhebung der Bestellung eines Pflichtverteidigers 

Die Bestellung ist zurückzunehmen, wenn demnächst ein anderer Verteidiger gewählt wird und dieser die Wahl 

annimmt. 

(1) Die Bestellung des Pflichtverteidigers endet mit der Einstellung oder dem rechtskräftigen Abschluss des 

Strafverfahrens einschließlich eines Verfahrens nach den §§ 423 oder 460. 

(2) Die Bestellung kann aufgehoben werden, wenn kein Fall notwendiger Verteidigung mehr vorliegt. In den Fällen 

des § 140 Absatz 1 Nummer 5 gilt dies nur, wenn der Beschuldigte mindestens zwei Wochen vor Beginn der 

Hauptverhandlung aus der Anstalt entlassen wird. Beruht der Freiheitsentzug in den Fällen des § 140 Absatz 1 

Nummer 5 auf einem Haftbefehl gemäß § 230 Absatz 2 oder § 329 Absatz 3, soll die Bestellung mit der Aufhebung 

oder Außervollzugsetzung des Haftbefehls aufgehoben werden. In den Fällen des § 140 Absatz 1 Nummer 4 soll die 

Bestellung mit dem Ende der Vorführung aufgehoben werden, falls der Beschuldigte auf freien Fuß gesetzt wird. 

(3) Beschlüsse nach Absatz 2 sind mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar. 

§ 143a StPO [neu] Wechsel des Verteidigers 

(1) Die Bestellung des Pflichtverteidigers ist aufzuheben, wenn der Beschuldigte einen anderen Verteidiger gewählt 

und dieser die Wahl angenommen hat. Dies gilt nicht, wenn zu besorgen ist, dass der neue Verteidiger das Mandat 

demnächst niederlegen und seine Beiordnung als Pflichtverteidiger beantragen wird, oder soweit die Aufrechterhal-

tung der Bestellung aus den Gründen des § 144 erforderlich ist.  
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(2) Die Bestellung des Pflichtverteidigers ist aufzuheben und ein neuer Pflichtverteidiger zu bestellen, wenn der Be-

schuldigte, dem ein anderer als der von ihm bezeichnete Verteidiger beigeordnet wurde oder dem zur Auswahl des 

Verteidigers nur eine kurze Frist gesetzt werden konnte, innerhalb von zwei Wochen nach der Bestellung beantragt, 

ihm einen anderen von ihm bezeichneten Verteidiger zu bestellen, und dem kein wichtiger Grund entgegensteht. Das 

Gleiche gilt, wenn das Vertrauensverhältnis zwischen Verteidiger und Beschuldigtem endgültig zerstört ist oder aus 

einem sonstigen Grund keine angemessene Verteidigung des Beschuldigten gewährleistet ist; § 142 Absatz 3 und 4 

gilt entsprechend.  

(3) Beschlüsse nach den Absätzen 1 und 2 sind mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar.  

§ 144 StPO [neu] Sicherungsverteidiger 

In den Fällen der notwendigen Verteidigung können dem Beschuldigten zu seinem gewählten oder einem gemäß § 

141 bestellten Verteidiger bis zu zwei Pflichtverteidiger zusätzlich bestellt werden, wenn dies zur Sicherung der zü-

gigen Durchführung des Verfahrens, insbesondere wegen dessen Umfang oder Schwierigkeit, erforderlich ist. Die 

Bestellung ist aufzuheben, sobald die Mitwirkung des zusätzlichen Verteidigers zur Sicherung der zügigen Durchfüh-

rung des Verfahrens nicht mehr erforderlich ist. § 142 Absatz 3 bis 5 Satz 1 gilt entsprechend. 
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